
BundeSsozialgericht

__1 RA123/74 — lm_N_aan des Volkes

Üriéil.'
in dem Re'chtsstr_ei_t'

Verkünde£ am
14„ Mai 1975

_
Klägerin und Revisionsklügerin‚

..„mtsinspektor
15 Urk„8eamter; g e g e n

d; Geschustelle ' ‘

Beklagter und Revisionsboklagern

Der 1„ Senat des Bundesgozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 14° Mai 1975 durch den
Präsidenten & _-

Richter
‘

sowie die ehrenamtlichen Richter

und '

für Recht erkannt:

Auf die Revigion der Klägerin wird das Urteil des

Bayerischen Landessozialgefichts vom 29° Mai 1974_

'aufgehoben°

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Landshut vom 40 September 1972

wird zurückgewiesen„-
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Zwisd_hen den Be_teiiigten ist Streitig; eh der Beklagte

—
F_réi_staat Bayern -

__d■erKlägerin
— Bundesver51cherungs—

anstalt für Angestellte —
aufgrund des 5 72 Abs„ 11 '

des Gesetzes Zur__ Rég_e1ung der Rechtsverhältnisse der

unter
Artikel

131 des Grundgesetzes fallehden Personen

EG 131) einen Betrag von 4.712,84 DM zu erstatten hat„

Durch die Bescheide vom 12„ Februar
und

2‚‘November 1962_

bewilligte die Klägerin dem Versidherten9 " rück—

Qirkend vom_1Q-September 1959 an eine Rente
aus der

Angestelltehversicherung, die teilweise auf_einer Nach—

verSieherung gemäß é_72 G 131 beruhtn Mit der Sammel—
anföréerung

vom 151 April 1965;Verlanggä'die Klägerin

unter Hinweis auf ä„72 Aber 11 G 131 dié_änteilige Ere
stattung ihrer Leistungen„ Die Bezirksfinänzdiréktion

Landshut überwies der Klägerin && 23_" September 1966 eine

Abschlegszahlung mit dem Vermerk, die endgültige Ab—
reéhnung er■ölge erst nach Eingang_einer angeforderten

Entscheidung des Bayerischen Staatsninisteriums der

Finanzen, dem sie wegen einer Reéhtsfrage
zu den Er—

5tattungéfordérungeh
berichtet habe„Ä5päter teilte die

Bezirk5finah2direktion der-Klägerin'mit}_daß
von der

Anforderung für Dr° Müller die Zeit vom 22Q.Dezember 1960

bis 31°Dezember1961in Höhevon4‚712‚84DMabgesetzt
werde; weil-der Erstattungsan3pruch insoweit gemäß

A_rt„ 125 Abso 1 des Bayerischen Ausführungsgeäetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuch vom 9 Juni 1899 (AGBGB) er—
l_oschen sei°

Auf die deswegen im Dezember 1967 erhobene Klage ver—

pflichtete das Sozialgericht (SG) den Beklagten‚ an die
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Klägerin 4.712,84 DMzu zahlen (Urteil vom41 Septemter 1972).
AU£ die Berufung des Beklagten hob das Landessozialgerieht

‚IQLSG) die erstinstanzliche'Entscheidung auf und wies die
1Kläge abs BS'war der'Auffassung, daß die VorauSsetzungen für.

das Erlöschen des streitigen Erstattungsanspruchs hier gemäß
Ärt„ 125 Abs; 1 AGBGBerfüllt seien° Dabei könne dahinstehen‚

ob der'Änspruch
— wie der Beklagte meine — sofort fällig

geworden sei, oder ob — entsprechend der Auffassung der

Klägerin — der ErstattungsansprUch nach Nr„ 14 Ab5= & Satz

der zu 5 72 Abso 11 G 131 erlassenen Verwaltungsvorschriften

(VV) für jedes_äalendeTjahr in einem Betrag zum Ende des

folgenden anzumelden gewesen sei; Folge man der Rnbicht der
Klägerin,

so habe sie die zur Erstattung begehrten Ver—

sicherungsleistungen erst nach der Bewilligung in den Renten—

.bescheiden, also 1962-bewirken können° Die Leistungen seien

sonach gemäß den genannten VV 1963 anzumelden gewesen mit

der Folge.’ daß die Frist des Art° 125 Abso.1 AGBGB am

1„ Januar 1964 begonnen habe und am 31° Dezember 1966 ab_

gelaufen seié'Die erst
im Dezember 1967 erhobene Klage habe.

somit nicht mehr im Sinnelvon Art° 125 Abs„ 1 Satz 3 LGBGB

i„vomq‘ä 909 Abs„ 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches (805)

den Lauf der Frist unterbrechen können', Dies habe auch die

noch innerhalb der Frist am 23„ September 1966 erfolgte-

Abschlagszahlung nichtbewirken-können° Eine 501Che t nne

nur dann als ein Anérkenntnis im Sinne des 5 208 BGB rn—
gesehen werden? wenn die Umstände der Abschlagszahlung ein“

deutig das Bewußtsein des Schuldners von dem Bestehen des

Anspruchs ergeben würden° Daran habe es aber auf9ru d des

mit der Abschlagszahlung verbundenen Vorbehaltes der £ezirlnw

finanzdirektion Landshut gefehlt° Das Erlöschen des Ir—

stattungsanspruchs sei schließlich auch nicht bereits durch

die Anmeldung mit der Sammelanforderung vom 15° April 2965

im Sinne von Art„ 125 Abs“ 2 AGBGBausgeschlossen genesen,
weil der Anspruch im Zeitpunkt der Geltendmachung mit der

Sammelanforderung noch nicht zur Zahlung sachlidh fest—
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-*4„i

gestellt werden sei (Urteil vomu29° M9171574)„

Die Klager1n hat die vom LSG zugelassene Rev1510■ einge—l

'1ég£o Sie rüg_t Verletzungen -d-es materiellen Rechts durch

das Berufungsgericht„;' "

Die Klägerin„beantraét‚ das angefechtene Urteil aufzu—

heben und die Berufung des Beklagten gegen das Urteil

des SG Landshut vom 4„ September 1972 zurückzu■eisena

.‚_

Der Beklagte beantragt, die Revision zürücizuweiseno

II

Die von der Klägerin eingelegte Revision ist infolge

ihrer-Zulassung dureh das Berbfungs_gericht gemäß 5 162

?.bsn 1 Nr °_l des Sezialgerichtsgesetzes in der bis zum

31„ Dezemb_er L974 gültigen und hier maßgeblichen

Fassung_(= SGG aF; vgl° Art° Ill und VI des Gesetzes

zur ÄnderungdesSec vom30 7 1éi4, acsi 1 1625)statt—
haft° Entgegen der Auffassung des Beklagten ist die

Revision schon deswegen nicht nach 5 162 Abs° 2 SGG aF
unzulässig‚ weil Arts 125 AGBGB in den ehemaligen

bayerischen Gebieten von Rheinland—Pfalz auch jetzt
noch weitergilt (vgie‚2weites Landesgesetz zur Be—
reinigung des Rechts im Lande Rheinland—Pfalz

vom

22„7„1965- GVBIs„ 157 - Ania N q'1s>, der Geltgngs—
bereich_dieser Vorschrift sich somit über den Bezirk

des Berufehgsgeriehts hinaus erstreckt (ebenso BSG 3,

180, 187 und ass in-SozR Nr„ 25 zu 5 47 VeerG)u

Die Revision ist auch begründet; Das LSG ist zu Unrecht
davon ausgegangen‚ daß.die gegen den Beklagten

zu
richtenden.Erstattungsensprüche im Sinne des 5 72 Abs„ 11

„ 5 _
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G 131-nachykrt„ 125 Abs; 1 Satz 1 AGBGB "mit dem Ablauf von

drei Jahren? erlöschen° Wie der erkennende Senat mit Erteil

vomheutigenTagein der Sache1 RA11/74-entschicdenhat,
ist vielmehr auf den hier streitigen Erstattungsansprrch

die yierjährige Verjährungsfrist des 5 197-BGB entsprechend

,
anzuwenden° Dem steht auch das Urteil des 4„ Senats des

Bundessozialgerichts (BSG) yom 270 Januar 1972 (SosR Hr„ 8:-

zu'% 72 G 131) nicht entgegen, weil der 45 Senat in jenem
Urteil über die analoge Anwendung des 5 1979368 nicht aus—
drücklich entschieden und auf Anfrage erklärt hat? keine

Einwendungen gegen eine derartige Entscheidung zu erheben„

Unter zugrundelegung der somit hier
geltenden vierjährigen

Verjährungsfrist ist indes die Zahlungspflicht des Beklagten

bezüglich des
— der Höhe nach zwischen den Beteiligten

unstreitigen — Erstattungsbetrages für die Zeit vom
22„ Dezember 1960 bis 31“ Dezember 1961 zu bejahen„ Dr der

Erstattungsanspruch frühestens nach dem Beginn der Le stungcn

der Klägerin an den Versicherten im Jahre 1962 entstehen

konnte, die Klägerin aber nach der auf der Ermächtigung des

5 72 Abs„ 11 Satz 2 G 131beruhendenund damit für die
_Betéiligten verbindlichen Regelung in Nr„ 14 Abs„ 8 der VV

in der hier maßgeblichen Fassung vom 5„ Januar 1961 (CüBl

1961,_62) die Erstattung ihrer im Jahre 1962 erbrachten

Leistungeh erst innerhalb ven drei Monaten des Folgejahres

verlangen'konnte, begann die Verjährung gemäß den 95 i98‚

_201 Satz 2 BGB mit dem Ablauf des Kalenderjahres 1963

am 19 Januar 1964° Die vierjährige Verjährung dEs 5 i97 BGB_

ist somit durch die Klageerhebung im Dezember 1967 ncch

rechtzeitig unterbrochen werden (% 209 Absa 1 BGB)O.

Das Urteil des SG erweist sich deshalb im Ergebnis als

richtig, ohne daß noch zu entscheiden ist, ob'die_Ver«

jährung bereits vorher durch die Abschlagszahlung der

Beklagten yom 23m September 1966 gemäß_5 208 BGB rechtzeitig
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_ 5 ;

uh■e;broéhéqiwétdehIhär;f■ntsprechendfdem-Begéhren‚der

Klägefän;éstjsonäch.éaé_Ufteil des SG-uiederherZUStellcn

(@ 170 Äbs„ 2 Saéz 1'SGGJ‚

Die-Kostenentscheidung beruht auf € 193 Abs, 1 und 4“

SGG° ' ‘ ‘ ‘
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